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301. Bundesgesetz: Bestimmungen über die Abwicklung der Bundeswohnbaufonds und Änderung des
Bundesfinanzgesetzes 1989, des Wohnbauförderungsgesetzes 1984 und des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 373/1988
(NR: GP XVII RV 932 AB 975 S. 106. BR: AB 3698 S. 517.)

302. Bundesgesetz: Neuerliche Änderung des Präferenzzollgesetzes
(NR: GP XVII RV 905 AB 925 S. 101. BR: AB: 3668 S. 515.; NR: Einspr. d. BR:
951 AB 960 S. 106. BR: AB 3693 S. 517.)

3 0 1 . Bundesgesetz vom 8. Juni 1989, mit dem
Bestimmungen über die Abwicklung der Bun-
deswohnbaufonds getroffen und das Bundesfi-
nanzgesetz 1989, das Wohnbauförderungsge-
setz 1984 und das Bundesgesetz BGBl.

Nr. 373/1988 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

Bundeswohnbaufonds

A l l g e m e i n e A b w i c k l u n g s b e s t i m -
m u n g e n

§ 1. (1) Zur Abdeckung fällig werdender Ver-
pflichtungen des Bundes-Wohn- und Siedlungs-
fonds und des Wohnhaus-Wiederaufbau- und
Stadterneuerungsfonds, in der Folge Fonds
genannt, kann jeweils auch das Vermögen des
anderen Fonds herangezogen werden. Die Fonds
haften zur ungeteilten Hand mit ihrem gesamten
Vermögen für die von ihnen eingegangenen Ver-
pflichtungen aus der Aufnahme von Anleihen, Dar-
lehen und sonstigen Krediten.

(2) Die Fonds sind ermächtigt, Anleihen, Darle-
hen und sonstige Kredite aufzunehmen, soweit dies

1. zur Konvertierung der von den Fonds einge-
gangenen und vom Bund verbürgten Ver-
pflichtungen oder

2. zur Durchführung von Zwischenfinanzierun-
gen zur Überbrückung unterschiedlicher Fäl-
ligkeiten der Rückflüsse aus Darlehensforde-
rungen und der Zahlungsverpflichtungen
(einschließlich der Verpflichtungen zur Lei-
stung von Zahlungen gemäß § 3 und § 5
Abs. 4)

erforderlich ist.

(3) Für Kreditoperationen gemäß Abs. 2 kann
der Bundesminister für Finanzen nach Maßgabe
der Bestimmungen des jeweiligen Bundesfinanzge-

setzes die Haftung als Bürge und Zahler überneh-
men.

(4) Die Fonds sind weiters ermächtigt, ab 1. Jän-
ner 1990 zur vorübergehenden Kassenstärkung
kurzfristige Verpflichtungen mit einer Gesamtlauf-
zeit bis zu zwölf Monaten auch ohne Haftung des
Bundes einzugehen. Der jeweilige Stand an solchen
Verpflichtungen darf 10 vH der Bilanzsumme des
jeweils letzten geprüften Jahresabschlusses nicht
übersteigen.

(5) Der für die Tätigkeiten der Fonds erforderli-
che Sachaufwand kann unmittelbar aus Fondsmit-
teln bestritten werden.

(6) Die Fonds sind ermächtigt, sich bei der tech-
nisch-administrativen Durchführung ihrer Aufga-
ben, insbesondere der Verwaltung bestehender
Rechtsverhältnisse, geeigneter physischer oder juri-
stischer Personen zu bedienen, sofern dies im Inter-
esse der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und
Zweckmäßigkeit gelegen ist. Unter dieser Voraus-
setzung sind die Fonds ferner ermächtigt, bei lang-
fristigen Verträgen über rückzahlbare Förderungen
oder zur Finanzierung der Fonds dem anderen
Vertragsteil eine Vereinbarung zwecks Beendigung
des Vertragsverhältnisses anzubieten.

(7) Die Auflösung der Fonds bleibt einer beson-
deren bundesgesetzlichen Regelung vorbehalten.

R e c h n u n g s l e g u n g

§ 2. (1) Die Fonds haben einen gemeinsamen
Jahresabschluß (Bilanz und Gewinn- und Verlust-
rechnung) zu erstellen.

(2) Der Jahresabschluß hat den Grundsätzen
ordnungsgemäßer Buchführung zu entsprechen.

(3) Der Jahresabschluß ist unter Einbeziehung
der Buchführung durch einen oder mehrere sach-
verständige Prüfer (Abschlußprüfer) zu prüfen. Die
Abschlußprüfer werden durch die Fonds gemein-
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sam bestellt. Als Abschlußprüfer dürfen nur beei-
dete Wirtschaftsprüfer und Steuerberater oder
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell-
schaften bestellt werden. Die Abschlußprüfer haben
unter sinngemäßer Anwendung des § 139 des
Aktiengesetzes 1965, BGBl. Nr. 98, über das
Ergebnis der Prüfung schriftlich zu berichten. Sind
nach dem abschließenden Ergebnis der Prüfung
keine Einwendungen zu erheben, so haben die
Abschlußprüfer dies durch einen Vermerk zu bestä-
tigen, der zu datieren ist. Sind Einwendungen zu
erheben, so haben die Abschlußprüfer die Bestäti-
gung zu versagen oder einzuschränken. Die Ver-
antwortlichkeit der Abschlußprüfer richtet sich
sinngemäß nach § 141 des Aktiengesetzes 1965.

(4) Der geprüfte und mit einem Bestätigungsver-
merk versehene Jahresabschluß sowie der Prü-
fungsbericht sind bis zum 30. Juni des Folgejahres
dem Bundesminister für Finanzen und den Ländern
zur Kenntnis zu bringen.

V e r f ü g u n g ü b e r J a h r e s ü b e r s c h ü s s e

§ 3. Ein sich aus dem jeweiligen Jahresabschluß
gemäß § 2 ergebender Jahresüberschuß ist nach
Ausgleich mit einem allfälligen Verlustvortrag bis
längstens 31. Juli eines jeden Jahres zu einem Drit-
tel an den Bund und zu zwei Dritteln an die Länder
zu überweisen. Der auf die Länder entfallende
Betrag ist nach dem im Jahr der Überweisung gel-
tenden Schlüssel gemäß § 2 Abs. 2 des Wohnbau-
förderungs-Zweckzuschußgesetzes 1989, BGBl.
Nr. 691/1988, auf die Länder aufzuteilen.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

§ 4. (1) Der Erlös aus der gemäß § 1 Abs. 1 Z 2
des Bundesgesetzes, mit dem Bestimmungen über
den Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds und den
Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadterneuerungs-
fonds getroffen sowie das Wohnbauförderungsge-
setz 1984 und das Bundesfinanzgesetz 1988 geän-
dert werden, BGBl. Nr. 373/1988, vorgesehenen
Verwertung wird mit 4 Milliarden Schilling festge-
stellt.

(2) Der im Jahre 1988 an Bund und Länder über-
wiesene, über den Verwertungserlös gemäß Abs. 1
hinausgehende Betrag von 1,3 Milliarden Schilling
stellt eine Vorauszahlung auf die Zahlungsver-
pflichtung der Fonds gemäß § 5 Abs. 4 dar.

§ 5. (1) Zum 1. Jänner 1989 ist eine den Grund-
sätzen ordnungsgemäßer Buchführung entspre-
chende gemeinsame Eröffnungsbilanz der Fonds zu
erstellen.

(2) In der Eröffnungsbilanz und in allen weiteren
Jahresabschlüssen ist in der erforderlichen Höhe
für die zukünftige Gewährung von Starthilfen
gemäß § 6 des Startwohnungsgesetzes, BGBl.
Nr. 264/1982, im Zusammenhalt mit Art. II Abs. 4
des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 640/

1987 sowie für den für die gesamte Abwicklungs-
dauer erforderlichen Personal- und Sachaufwand
der Fonds vorzusorgen.

(3) Zum 31. August 1989 ist ein dem § 2 Abs. 2
bis 4 entsprechender Zwischenabschluß (Bilanz und
Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom
1. Jänner 1989 bis 31. August 1989) zu erstellen.

(4) Das im Zwischenabschluß zum 31. August
1989 ausgewiesene Fondskapital ist bis längstens
31. Dezember 1989 zu einem Drittel an den Bund
und zu zwei Dritteln an die Länder zu überweisen.
Der auf die Länder entfallende Betrag ist nach dem
im Jahr 1989 geltenden Schlüssel gemäß § 2 Abs. 2
des Wohnbauförderungs-Zweckzuschußgesetzes
1989 auf die Länder aufzuteilen.

§ 6. (Verfassungsbestimmung) § 7 des Rückzah-
lungsbegünstigungsgesetzes 1987, BGBl. Nr. 340,
ist von den Fonds letztmalig für die Überweisung
der im vierten Quartal 1988 rückgeflossenen
Beträge anzuwenden.

II. ABSCHNITT

Bundesfinanzgesetz 1989

§ 7. Das Bundesfinanzgesetz 1989, BGBl. Nr. 1,
wird wie folgt geändert:

1. Art. IX Abs. 1 Z 3 lautet:

„3. die Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357
ABGB) für gemäß § 1 Abs. 2 des Bundesgeset-
zes, mit dem Bestimmungen über die Abwick-
lung der Bundeswohnbaufonds getroffen und
das Bundesfinanzgesetz 1989, das Wohnbau-
förderungsgesetz 1984 und das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 373/1988 geändert werden, BGBl.
Nr. 301/1989, durchzuführende Kreditopera-
tionen (Anleihen, Darlehen und sonstige Kre-
dite) in einem Ausmaß zu übernehmen, daß
der Gesamtbetrag (Gegenwert) der Haftung
300 Millionen Schilling an Kapital und
300 Millionen Schilling an Zinsen und Kosten
und die Kreditoperation im Einzelfall
300 Millionen Schilling an Kapital nicht über-
steigt;"

2. In der Anlage I (Bundesvoranschlag) lautet die
Bezeichnung des Voranschlagsansatzes 2/53284/
23:

„Überweisung gemäß BGBl. Nr. 301/1989 (§ 3 und
§ 5 Abs. 4)"

III. ABSCHNITT

Wohnbauförderungsbeitrag

§ 8. Die Eingänge gemäß dem Bundesgesetz
über die Einhebung eines Wohnbauförderungsbei-
trages, BGBl. Nr. 13/1952, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 376/1986, sind vom
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds an den Bund
zu überweisen.
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IV. ABSCHNITT

Wohnbauförderungsgesetz 1984

§ 9. Das Wohnbauförderungsgesetz 1984, BGBl.
Nr. 482, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 692/1988, wird wie folgt geändert:

§ 60 Abs. 6 und 7 treten außer Kraft.

V. ABSCHNITT

Bundesgesetz BGBl. Nr. 373/1988

§ 10. Das Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen
über den Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds und
den Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadterneue-
rungsfonds getroffen sowie das Wohnbauförde-
rungsgesetz 1984 und das Bundesfinanzgesetz 1988
geändert werden, BGBl. Nr. 373/1988, wird wie
folgt geändert:

Der I. Abschnitt tritt mit Ausnahme des § 4 zwei-
ter und dritter Satz mit 31. Dezember 1988 außer
Kraft. § 4 zweiter und dritter Satz tritt mit
31. Dezember 1989 außer Kraft.

VI. ABSCHNITT

Schlußbestimmungen

§ 11. (1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit Abs. 2
und 3 nicht anderes bestimmen, mit 1. Jänner 1989
in Kraft.

(2) § 3 tritt mit 1. Jänner 1990 in Kraft.

(3) (Verfassungsbestimmung) § 6 tritt mit 1. Jän-
ner 1989 in Kraft.

§ 12.. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. die Bundesregierung hinsichtlich des § 6,
2. der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich

des § 1 Abs. 3, des § 7 und hinsichtlich der
Vereinnahmung der gemäß § 3, § 5 Abs. 4
und § 8 an den Bund zu überweisenden Mit-
tel,

3. der Bundesminister für Justiz hinsichtlich des
§ 1 Abs. 1 zweiter Satz,

4. der Bundesminister für wirtschaftliche Ange-
legenheiten im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Finanzen hinsichtlich des § 4,

5. der Bundesminister für wirtschaftliche Ange-
legenheiten hinsichtlich der übrigen Bestim-
mungen.

Waldheim

Vranitzky

302. Bundesgesetz vom 8. Juni 1989, mit dem
das Präferenzzollgesetz neuerlich geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Präferenzzollgesetz, BGBl. Nr. 487/1981,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 234/1988, wird wie folgt geändert:

1. §2 Abs. 2 lautet:

„(2) Für die Waren der Kapitel 25 bis 97 des
Zolltarifes, mit Ausnahme der in der einen Bestand-
teil dieses Bundesgesetzes bildenden Anlage B
genannten Waren, sind Vorzugszölle in einem
bestimmten Hundertsatz der Ausgangszollsätze zu
erheben. Dieser beträgt

1. für Ursprungserzeugnisse der begünstigten
Länder, die in der Gruppe I der Anlage C
angeführt sind,
a) 65 für Waren der Kapitel 50 bis 63 und 65

des Zolltarifes, jedoch 50, sofern es sich
um tropische Erzeugnisse handelt, die in
der einen Bestandteil dieses Bundesgeset-
zes bildenden Anlage G genannt sind;

b) 50 für Waren der übrigen in Betracht
kommenden Kapitel, jedoch 25, sofern es
sich um tropische Erzeugnisse handelt, die
in der Anlage G genannt sind;

2. für Ursprungserzeugnisse der begünstigten
Länder, die in der Gruppe II (am wenigsten
entwickelte Länder) der Anlage C angeführt
sind,
a) 50 für Waren der Kapitel 50 bis 63 und 65

des Zolltarifes, jedoch 25, sofern es sich
um tropische Erzeugnisse handelt, die in
der Anlage G genannt sind;

b) Null für Waren der übrigen in Betracht
kommenden Kapitel.

Bei Berechnung der Vorzugszollsätze sind
Bruchteile von Wertzollsätzen von mehr als
0,05 vH und Bruchteile der in Schilling festgelegten
Zollsätze von mehr als 0,05 S auf die erste Dezi-
malstelle aufzurunden, ansonsten auf die erste
Dezimalstelle abzurunden."

2. Die Anlage A zum Präferenzzollgesetz wird wie folgt geändert:
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3. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0901 21 A und 0901 22 A aus den
begünstigten Ländern der Gruppe I lauten jeweils:
7,8%.

4. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0901 21 B und 0901 22 B aus den
begünstigten Ländern der Gruppe I lauten jeweils:
6%.

5. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0904 12 A aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I lautet: 9%.

6. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0904 12 B aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I lautet: 6%.

7. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0904 12 A und 0904 12 B aus den
begünstigten Ländern der Gruppe II lauten jeweils:
frei.

8. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0904 20 B 1 a und 0904 20 B 2 a aus
den begünstigten Ländern der Gruppe I lauten
jeweils: 9%.

9. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0904 20 B 1 b und 0904 20 B 2 b aus
den begünstigten Ländern der Gruppe I lauten
jeweils: 6%.

10. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0904 20 B 2 a und 0904 20 B 2 b aus
den begünstigten Ländern der Gruppe II lauten
jeweils: frei.

11. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0905 00 A 1 und 0905 00 B 1 aus den
begünstigten Ländern der Gruppe I lauten jeweils:
1 500,- .

12. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0905 00 A 2 und 0905 00 B 2 aus den
begünstigten Ländern der Gruppe I lauten jeweils:
1 000,- .

13. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0906 20 A aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I lautet: 9%.

14. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0906 20 B aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I lautet: 6%.

15. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0906 20 A und 0906 20 B aus den
begünstigten Ländern der Gruppe II lauten jeweils:
frei.

16. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0907 00 B 1 aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 6%.

17. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0907 00 B 2 aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 4%.

18. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0907 00 B 1 und 0907 00 B 2 aus den
begünstigten Ländern der Gruppe II lauten jeweils:
frei.

19. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0908 10 B 1 aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 6%.

20. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0908 10 B 2 aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 4%.

21. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0908 10 B 1 und 0908 10 B 2 aus den
begünstigten Ländern der Gruppe II lauten jeweils:
frei.

22. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0908 20 B 1 aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 6%.

23. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0908 20 B 2 aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 4%.

24. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0908 20 B 1 und 0908 20 B 2 aus den
begünstigten Ländern der Gruppe II lauten jeweils:
frei.

25. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0908 30 A 2 a aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 6%.

26. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0908 30 A 2 b aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 4%.

27. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0908 30 A 2 a und 0908 30 A 2 b aus
den begünstigten Ländern der Gruppe II lauten
jeweils: frei.

28. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0908 30 B 1 a und 0908 30 B 2 a aus
den begünstigten Ländern der Gruppe I lauten
jeweils: 3%.

29. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0908 30 B 1 b und 0908 30 B 2 b aus
den begünstigten Ländern der Gruppe I lauten
jeweils: 2%.
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30. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0908 30 B 2 a und 0908 30 B 2 b aus
den begünstigten Ländern der Gruppe II lauten
jeweils: frei.

31. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0909 30 B 1 und 0909 30 B 2 aus den
begünstigten Ländern der Gruppe I und der
Gruppe II lauten jeweils: frei.

32. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0910 10 B 1 und 0910 10 B 2 aus den
begünstigten Ländern der Gruppe I und der
Gruppe II lauten jeweils: frei.

33. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0910 30 A und 0910 30 B aus den
begünstigten Ländern der Gruppe I lauten jeweils:
1 800,- .

34. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummern 0910 30 A und 0910 30 B aus den
begünstigten Ländern der Gruppe II lauten jeweils:
frei.

35. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0910 50 A aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I lautet: 10,5%.

36. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0910 50 A aus den begünstigten Ländern
der Gruppe II lautet: 9%.

37. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0910 50 B aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I lautet: 7%.

38. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 0910 50 B aus den begünstigten Ländern
der Gruppe II lautet: 6%.

39. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummer 0910 99 A aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I und der Gruppe II lauten jeweils:
1 800,- .

40. Die Vorzugszollsätze für Waren der Unter-
nummer 0910 99 B aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I und der Gruppe II lauten jeweils:
1 200,—.

41. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 1106 30 A aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I lautet: 3%.

42. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 1106 30 A aus den begünstigten Ländern
der Gruppe II lautet: frei.

43. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 1805 00 aus den begünstigten Ländern
der Gruppe II lautet: frei.
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45. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 2008 11 B aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I lautet: 6%

46. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 2008 19 A aus den begünstigten Ländern
der Gruppe I lautet: 6%
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52. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 2101 10 B 1 a aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 5,2%.

53. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 2101 10 B 1 b aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 4%.

54. Der Vorzugszollsatz für Waren der Unter-
nummer 2101 10 B2 aus den begünstigten Län-
dern der Gruppe I lautet: 900,—

3. Dem Präferenzzollgesetz wird die in der
Anlage zu diesem Bundesgesetz enthaltene
Anlage G angefügt.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1989 in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

Anlage

Anlage G

Liste tropischer Erzeugnisse im Sinne von § 2 Abs. 2

Soweit nachstehend Unternummern des Zolltarifs angeführt sind, unterliegen nur jene Waren diesem
Bundesgesetz, die von der Unternummer der jeweils letzten Gliederungsstufe erfaßt sind.
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